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MEDIZINISCHER STANDARD UND EXPERIMENTELLE 

HEILMITTEL THERAPIE 

RECHTLICHE UND ETHISCHE FRAGEN BEI DER 

HEILMITTELFORSCHUNG AN URTEILSUNFÄHIGEN 

Marc THOMMEN* 

rPrliegende Arbeit behandelt anhand eines Beispielfalls · drei 

anhängende Fragenkomplexe: den medizinischen Standardbegriff (2.), 

l,itässigkeit experimenteller Heilmittelbehandlung (3.) und die Berechtigung 

Urteilsunfähiger, solchen Eingriffen zuzustimmen (4.). 

~rzlich hatte das Schweizerische Bundesgericht einen klassischen „medical 

ctice case" zu beurteilen 1• Folgendes hatte sich zugetragen: Anfangs Februar 

2002 wurde bei einer knapp 53-jährigen Patientin ein bösartiger Dickdarmkrebs 

anostiziert. Im Hinblick auf die operative Entfernung des Rektum-Karzinoms 

101lte ihr im Rahmen einer kombinierten präoperati~en Radiochemotherapie ein 

llasmedikament eines deutschen Herstellers mittels Infusion verabreicht wer­

den. Während der Therapie verschlechterte sich ihr Zustand. Rund 10 Tage 

..,ater wurde die Verabreichung des Chemotherapeutikums gestoppt. Vier Tage 

jlpäter verstarb die Patientin als Folge der Therapie an einem zentral bedingten 

lltkreislaufversagen (Enzephalopathie und Kardiopathie). 

Nach durchgeführter Strafuntersuchung wurde das Verfahren eingestellt. Nebst 

hier nicht weiter zu diskutierenden Kausalitätsfragen war insbesondere umstritten, 

ob die Wahl der durchgeführten Behandlung an sich schon kunstfehl.erhaft war. Der 

Witwer der verstorbenen Patientin stellte sich vergeblich auf den Standpunkt, dass 

„gewählte präinvasive lnfusionstherapie sowie die gewählte hohe Dosierung nicht 

dem medizinischen Standard entsprachen und insofern experimentellen Charakter 

laatten. Das Vorliegen eines medizinischen Standards wurde von den Gerichten 

unter anderem damit begründet, dass die Überlegenheit der präoperativen 

9<>-Chemotherapie bereits 1997 in einer schwedischen Studie nachgewiesen 

lrtorden sei. Zudem sei im Behandlungszeitpunkt eine grossangelegte deutsche 

Studie im Gang gewesen, in welcher anhand eines Kollektivs von 800 Patienten -1 Urteil 66_646/2007; publiziert auf der Homepage des Bundesgerichts: www.bger.ch. 
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die präoperative Chemotherapie mit der postoperativen verglichen wurdet 
behandelnden Onkologen seien über das Behandlungsprofil dieser 

und die angewandten Dosierungen im Detail orientiert und die Verträgl' 

der applizierten Dosierung bereits aus der Behandlung anderer Ka~ 

(Speiseröhre) bekannt gewesen. Schliesslich wäre die Studie abgebrochen 

wenn sich in deren Verlauf die postoperative Behandlung als überlegene 

hätte. Es könne daher vom Vorliegen eines Standards ausgegangen 

2. Standard - Heilmitteltherapie 

Bemerkenswert ist, dass die gewählte Behandlungsmethode als Sta 

eingestuft wurde, obwohl sie im Behandlungszeitpunkt noch Gegenstanill 

grossangelegten Vergleichsstudie war. Gemäss dem Gutachter soll sich 

präoperative Einsatz sowie die gewählte Medikamentendosierung seit 

Publikation jener Studie als Standard durchgesetzt haben. Dies ändertjedodlln· 

daran, dass die Studienresultate im Eingriffszeitpunkt noch ausstehend waren 

die verabreichte Menge wesentlich über der damals im Arzneimittelkorn 

sowie auf dem Beipackzettel der Herstellerfirma empfohlenen Dosierung lag. 

ist die Frage nach der Bestimmung des medizinischen Standards aufge 

Bis zu welchem Zeitpunkt gilt eine Behandlung noch als experimentell und 

welchem Zeitpunkt kann sie als etablierter Standard gelten? 

2.1 Der abstrakte Standard 

Bevor der medizinische Standard als Rechtsbegriff inhaltlich umsch · 

werden kann, ist es sinnvoll, sich seine Funktion vor Augen zu halten. 

medizinische Standard ist ein kategorienbildender Begriff. Er trennt etabl' 

von experimentellen Eingriffen3
• Mit der Einordnung als Standardein~ 

noch kein Urteil über die Rechtmässigkeit getroffen. Vielmehr steigen ledi 

die Zulässigkeitsanforderungen an ärztliches Eingreifen je weiter es sich 

medizinischen Standard entfernt. Der medizinische Standard ist insbeson 

abzugrenzen von Begriff der ärztlichen Kunst (lex artis). Zwar lässt 

grundsätzlich sagen, dass der Standard die Anforderungen beschreib\ 

an ein Eingreifen lege artis zu stellen sind4• Doch ist die Verletzunl 
lex artis keinesfalls nur ausserhalb des medizinischen Standards den 

Im Gegenteil. Viel häufiger sind Kunstfehler im Rahmen medizini 

2 
R. SAUER et. al. for the German Rectal Cancer Study Group, Preoperative v 

Postoperative Chemoradiotherapy for Rectal Cancer, New England Journal of Med' 
Volume 351: 1731-1740, October 21, 2004. 
3 

DIETER HART, Heilversuch, Entwicklung therapeutischer Strategien, klinische Prüfun 
und Humanexperiment, MedR 1994 S. 95: ,,Der Heilversuch beginnt, wo der medizin' 
Standard verlassen wird". 
4 

DIETER G1ESEN, Anmerkung zum Urteil des Oberlandesgericht Köln vom 30. Mai 1990, J 
[1991] S. 464 f. 
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Die Begriffe verlaufen insoweit nicht parallel5
• 

. t sich die Rechtsprechung unausgesprochen ~uf einen 
ich t,ez1eh . zur Bestimmung ärztlicher Sorgfaltspflichten auf 

'ff wenn sie . 
begri , dsätze der ärztlichen Wissenschaft", den „allgemeinen 

annten Grun " . d' U tände des Einzelfalls" abstellts. In der 
W. ensstand sowie ie " ms . 

en ,ss . bliche Standard im Wesentlichen . Literatur wird der massge 
chtllchen d' . ·1schen Forschung den „wissenschaftlich erprobten 
St nd der me izin ' 1 d' . 

c1em a . . d ·t einer bestimmten Schu me izin, 
• indes nicht zwingen m1 . d' 

n ' ·t wird aber auch darauf hingewiesen, dass ,,~bgle1ch ie 
lzlr Andererse1 s . "lt' k ·t J'egt ese . d ·n seiner grundlegenden Allgemeingu ig e1 1 , d Standards gera e I t 

rt es ende medizinische Leistungssoli nicht abstrakt, sondern ~ur __ un ~r 

zu ~~ht der Besonderheiten des Einzelfalls festgelegt werden ko~ne . 

.. 1~_t1~ui:~hen Standard handelt es sich insofern um eine _dynam1~c~~ 
91'U1zin . hen den Höchstansprüchen einer „Max1malmed1zin 

9 welche ZWISC . 1 10 
~erzichtbaren medizinischen Basisanforderungen verm1tte n muss . 

. lesen und doch selten kritisiert, ist die auch in die Rechtsprechung 
w1ederzu eh für die Bestimmung der 

ladizinstrafrecht eingeflossene Wendung, wona ·11 w·e 
.._.. ) S falt auf die Umstände des Einzelfalls abzustellen sei . . 1 

r: 11fL1hchen org . M thode des Rechts' 1981 feststellte, dient 
T h el in seinem Beitrag zur e 

n rec :re Floskel de,r „Umstände des besonderen Falles" der Handhabung 

llhalt~le sbedürftiger Begriffe (wie z. 8. der Sache von geringem_ Werl od~r der 
llung . . h . g bei der Umschreibung nichtrechtllcher 

htigkeit)12_ So leg1t1m esauc sein ma , . .. . ist deren 
bestandteile Einzelfallumstände miteinzubez1ehen, so unzulass1g 

. . . . h Standard vgl. BRIGITTE TAG, Strafrecht 
Zum Verhältnis der lex art1s zum med1z1;sf :n (Hrsg ) Arztrecht in der Praxis, Zürich 
lrztalltag, in: Moritz W. Kuhn/Thomas o e na . , . 

, S.685 ff. 

E 130 IV 7, Erw. 3.3 m.w.H. 
. . .. A Schönke/H. Schröder, Strafgesetzbuch 

llnfassende Hinweise be1„ALBIN EsER1 m§ 223 N 35· zur Schulmedizin BRIGITTE TAG, Der 
entar, 26. Auflage, Mun_chen 200 ' f ld zwis~hen Patientenautonomie und lex 

erletzungstatbestand im Spannungs e . 208 ff 
. , eine arztstrafrechtliche Untersuchung, Heidelberg 2000, S. . 

l "6. ~ö~rverletzungstatbestand (Fn. 7), S. 229 ff. 

. . ht 4 A flage Berlin etc. 1999, N 182. So auch ERWIN DEUTSCH, MedIzmrec , · u ' . 
) a O , zum medizinischen Standardbegriff 

IOT,t,Q. Körperverletzungstatbestand (Fn. 7 fi ~i- . ., Funktionen rechtliche Bewertungen 
er: DIETER HART' Ärztliche Leill!n_ie_n - De irn ~onenhtlichen Standardbegriff, MedR [1998] 

IJtichzeitig ein Beitrag zum medizinischen un rec 
f.; DERs, (Fn 3) MedR 1994 S. 94 ff. 

Erw 3 3· zu dem ,im Einzelfall zugrunde zu 11 
Für die ärztliche Sorgfalt vgl. BGE 130 IV 7• ;, . · ' llgemeinen Fahrlässigkeitsrecht 

nden Massstab sorgfaltsgemässen Verhaltens im a 
'QI. BGE 126 IV 91 E. 4a. . 
12 . .. b sonderen Falles» in der Strafrechtspraxis, 

IITEFAN TRECHSEL, die «Umstande des e 
11 

/St Gallischer Juristenverein (Hrsg.), 
ln:furistische Abteilung der Hochschule SI. Ga e~ b um Schweizerischen Juristentag 

· äge zur Methode des Rechts - St. Galler Fes ga e z 
1, Bern/Stuttgart 1981, S. 183 ff. 
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E'.nbezug bei näheren Umschreibung von normativen Ve; 

wie der ~orgfaltspflicht. Die Verletzung der Sorgfaltspfli:h~lt~s~sanfo 
strafrechtlichen Unrechtsvorwurfs N h Grundl . ur sc on aus Gründen eines f . 
muss der Adressat von Sorgfaltspflichten deshalb . " , a1r Wa 

1 h im vornherein w· 
we c e Anforderungen an ihn gestellt d . issen v, h lt wer en. Wenn bei der . 

er a ensbeurteilung ex post die Um t" d d . genc 
erklärt werden, wird ein ex ante plan: an e hes Einzelfalls für sorgfalts~ 
d ar rec tstreues Verhalte .11 
em Hinweis auf die besonderen konkreten Umstände . . n ' uson 

Einzelfallgerechtigkeit auf Kosten von R ht . h _wird im Ergebni. 
h ec ssIc erhe1t und Vorh 

gesc affen. Rechtssicherheit und Vi h . erse 
Freiheit (da . or ersehbarke1t bedeuten abe 

s zu tun, was nicht explizit verboten ist) lnsofer r 
von Individualgerechtigkeit geleitete Abstellen auf. E" n beschränl 
die Freiheit13 M . inzelfallumstäncfl 

. . ag die gerechte Einzelfallentscheidung für d S 
ein nachvollziehbares Anliegen sein . t . en aoh . 
problematisch. Die letzte Instanz hat ;ü s:. is . sie. ~uf höchstrichterlichell 
und somit für . .. . . . r ie einhe1tliche Anwendung des R 

eine ,uberrnd1v1duelle, horizontale' Gerechtigke'1t zu so~ 

Für die vorliegend zu beantwortende Fra e . . 
des medi . . h g nach Krrterren zur Bestim 

zInisc en Standards ist daher zu unt . . 
zur Festlegung des Standards k" . ersche1den. Die Krit 

onnen nicht vom Einzelfall bh" 
den Standard gilt ein fester Standard. Versucht d' a ~ngerr.i F 
der Lehre u d R man ie versch1ede1141i 
e . n echtsprechung offerierten Definitionen auf einen kl . 

~ n:::::~:~~n:::~u :ed~zEielren, so lässt sich der abstrakte Standar;1n 
re, emente umschreiben· D' · 

Fundierung, die praktische w· . . · ie w1ssenscha 
Methode 14. Unterstellt ma i_rksamke1t und_ die professionelle Akzeptanzei 

n einmal, dass dies der St d d 
des Standards ist dann ist fü d' . an ar zur Bestimm 

' r ie eingreifenden Ärzte v, 
woran die Etabliertheit einer bestimmten B h dl zum. ornehereln kW, 
Diese Kriterien sind vor e _an ungsstrateg1e zu messen i 
Von diverse . geg_eben und unterliegen keiner Einzelfallabw.ll.JIII 

n normativen E1nzellfallerwägun e h.. . a~ 

geplante Behandlung wissenschaftlich . g n an_gt indes ab, ob für eine 
Wirksamkeitsnachweise d . fundierte Vergleichsergebnisse, praktisoll 

0 er eine disziplinäre Binn k 
der Folge wird aufgezeigt w· d S . . enaner ennung besteht. In 

, ie er tandard im diskutierten Fall bestimmt wurde~ 

2.2 Der konkrete Standard 

Im vorgestellten Fall wurde unter . 
der kombinierten R d' h ~nderem die fachspezifische Akzeptail 

a I0c emotherapie vo · . 
Rektumkazinoms sow· d' d r einer operativen Entfernung des 

ie ie abei angewandte Dosierung gutachterlich abgeklä'I 

13 . 
So bereits TRECHSEL u t" d 14 , " ms an e des besonderen Falles» (Fn. 12), S 205 
HART, (Fn.10) MedR [1998] 8 ff. D . . 

Akzeptanz wird auch als fach bez~ ERs,~Fn 3) MedR 1994 S. 95 und 101; Diese 
Körperverletzungstatbest;nd (Fn. 7r~ 2;3~enanerkennung" umschrieben, vgl. TAG, 
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nd der Gutachten kamen die Gerichte zum Schluss, dass die gewählte 

ung als Standard gelten konnte. Als im Hinblick auf die Festlegung des 

rrlS wohl stärkstes Argument erweist sich in diesem Zusammenhang der 

is auf die studienimmanenten Abbruchkriterien. Dahinter steckt der an der 

sicherheit orientierte Gedanke, dass wenn eine bestimmte Methode 

l,.8Ufe einer Studie die Hürde der Abbruchskriterien überwunden hat, sie 

in kefSChiedener Hinsicht bereits bewährt haben muss. Die Risiken sind 

il tiefer als bei einem erstmaligen Experiment. Aus dem Umstand, dass 

die Behandlung bereits bei einem beachtlichen Patientenkollektiv bewährt 

und auch die nicht an der Studie beteiligten Onkologen von dieser neuen 

• ierten präoperativen Beandlungsstrategie überzeugt waren, schlossen 

l,erichte auf das Bestehen eines Standards. Die Wirksamkeit und Akzeptanz 

bE,rapie erscheinen somit belegt. Damit sind zumindest die letzten zwei 

drei Standardkriterien erfüllt. Bleibt zu beurteilen, ob trotz einer noch 

nden Vergleichsstudie bereits von einer wissenschaftlichen Fundierung 

titurchgeführten Radio-Chemotherapie ausgegangen werden durfte. 

.dsätzlich ist es problematisch, noch in der Validation begriffene Behandlungs­

den bereits als Standard zu anerkennen15. Zumal die Validation ja gerade 

auf die Etablierung eines Standards abzielt. Richtiger wäre es deshalb wohl 

1,wesen im vorliegenden Fall nicht von einem etablierten, sondern lediglich von 

tilem werdenden Standard auszugehen. Mit dem Hinweis, dass es sich um einen 

ltiztenden und nicht um einen bestehenden Standard handelt, wird das dynamische 

llement des Standardbegriffs hervorgehoben und verdeutlicht, dass die Grenzen 

Irischen experimentellen und etablierten Eingriffen füessend sind16
• Andererseits 

lltbinden aber auch Abgrenzungsschwierigkeiten oder die Feststellung eines 

lllroenden Standards" nicht von einer definitiven Zuschreibung. Letztlich m~ss die 

zu beurteilende Behandlungsmethode entweder dem Experimentellen oder dem 

llablierten zugewiesen werden. Auch die semantische Verklausulierung ändert 

nicht daran, dass ein werdender Standard eben noch kein Standard ist. Mangels 

•senschaftlich definitiver Untermauerung lag das angewandte Therapiekonzept 

im hhandlungszeitpunkt wohl noch in den Bereich des Experimentellen. 

lemäss dem Witwer sei ein Standard nur bejaht worden, um die Einstellung 

l'stätigen zu können. Die im Vergleich zu Standardeingriffen qualifizierten 

9Jclärungsvorschriften für experimentelle Eingriffe seien ~ngesichts der aus 

den Krankenakten hervorgehenden ,Minimalaufklärung' nicht erfüllt gewesen. 

llachdem das Bundesgericht die Standardbestimmung des kantonalen Gerichts 

lchützte, brauchte dieser Einwand nicht mehr thematisiert zu werden. Betrachtet 

1s 
0

. Ies räumt auch das Bundesgericht vgl. Urteil 66_646/2007, E. 4.3. 

16 So JocHEN TAuP1Tz/MANUELA BREWEIHoLGER ScHELLING, Landesbericht Deutschland, in: J. 
~aupitz (Hrsg.), Das Menschenrechtsübereinkommen zur Biomedizin des Europarates, 

Berlin etc. 2002, S. 412 ff. 
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man den Fall losgelöst von einem bestimmten Verfahrensziel (Einstet 

ist die Einordnung der durchgeführten Behandlung als Versuchseing,I 

problematisch. Eine Behandlungsmethode ist ja nicht deshalb unzulässig, 

(noch) nicht dem Standard entspricht. Vielmehrgelten für nicht etablierte und 

experimentelle Eingriffe lediglich strengere Zulässigkeitsvoraussetzung81\. 

Anforderungen werden im nachfolgenden Abschnitt im Einzelnen diskutiedl ( 

3. Experimentelle Heilmitteltherapie 

Im Anschluss an die vorangehenden Ausführungen und entgegen den Gen 

wird in der Folge davon ausgegangen, dass sich die durchgeführte Behandlu 

nicht als Standard einstufen liess. Es sind daher die rechtlichen Vorausse 

für Therapien ausserhalb des medizinischen Standards zu erläutern. 

3.1 Klinische Heilmittelstudie ? 

Der Witwer der Patientin stellte sich auf den Standpunkt, dass sich 

behandelnden Ärzte zu Unrecht nicht an die gesetzlichen Vorschriften ü 

die klinische Heilmittelforschung gehalten hätten. Die Zulässigkeit klinis 

Heilmittelversuche ergibt sich in der Schweiz primär aus dem Heilmittel 

(HMG)
17

. Jeder klinische Versuch mit Heilmitteln am Menschen muss nach den 
anerkannten Regeln der Guten Praxis der klinischen Versuche durchg 

werden (Art. 53 Abs. 1 HMG). Der Bundesrat umschreibt die anerkannlll 

Regeln der Guten Praxis der klinischen Versuche näher (Art. 53 Abs. 2 
HMG)

18
. Nach Art. 54 Abs. 1 HMG ist die Durchführung klinischer Versuch& nll' 

zulässig, wenn die Versuchspersonen über den Versuchszweck und -ablauf, die 
Behandlungsalternativen, die Versuchsrisiken, ihren Entschädigungsansprud41iund 

ihrWiderrufsrechtaufgeklärtworden sind und aus freiem Willen schriftlich eingewll 

haben (lit. a), die Entschädigung der Versuchspersonen für versuchsbeditlll 

Schäden gewährleistet ist (lit. b) sowie die zuständige Ethikkommission den 
Versuch befürwortet (lit. c). Klinische Versuche sind vor der Durchfühn8 

dem Schweizerischen Heilmittelinstitut zu melden (Art. 54 Abs. 3 HMG-

Die klinische Heilmittelforschung ist somit zahlreichen 

Einschränkungen unterworfen. Diese waren für den vorliegenden Fall aber nicht 

relevant. Nach der gesetzlichen Definition gilt als klinischer Versuch eine am 
Menschen durchgeführte Untersuchung, mit der die Sicherheit, die Wirksamk• 

17 
Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte (Heilmittelgesetz, HMG, SR 812.21) 

vom 15. Dezember 2000 (publiziert: www.admin.ch/ch/d/sr/812_21/index.html). 
18 

vgl. dazu Verordnung über klinische Versuche mit Heilmitteln vom 17. Oktober 2001; 
VKlin; SR 812.214.2; AS 2001 S. 3511 ff. (publiziert: www.admin.ch/ch/d/sr/812_21/ind~ 
html). 
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. en eines Heilmittels( ... ) systematisch überprüft wer~en1s_ 
·•ere Eigenschaft . n nicht in eine systematische we1, . nd unbestnttenermasse . 

L.:entin war vorliege H ·1 ·tt ls im Rahmen einer klinischen Studie 91" . esetzten eI mI e h 
rüfung des eing . konzept der laufenden deutsc en 

. hr wurde das Therapie 1 
ogen , V1elme d" E ebnisse in die Studie einflossen. Mange s 

ohne dass 1e rg • · ht 
ie llbernommen.' d die heilmittelgesetzlichen Forschungsvorschnften nie 

teilnahme sin 

. . F a e welche Vorschriften für „nicht etablierte" 
sich . somit die ~b g ~an klinischen Versuchsreihen g~lten. Im 

eltherap1en ausserha . ht etablierten" und nicht etwa 
S tz wurde bewusst von „nie . . 1 

~egangenen a D" Frage inwiefern He1lm1tte -11:1 " H ·Imitteln gesprochen. ie , 
'cht zugelassenen e1 d d „ rfen wirdinderheilmittelrechtlichen 

·ngesetztwer en u , 
albeinerZulassunge1 " d/ d unlicensed use" diskutiert. Auf 

Tt I off label use un o er " 
..._,atur unter dem I e " - . . . gangen weil sie eigenständiger ..,. . I" end nicht weiter einge , . 
....,e Begriffe wird vor ieg . . d20 Der experimentelle Einsatz 
"'"'" •t Tagungsbeitrags sin · 
9'enstand eines we1 eren . stematischen Studienkontextes kann ohne 
wnNedikamenten ausser_ha~b eineshtsl~ h n Kontext gelöst und nach allgemeinen 

d ·n he1lm1ttelrec Ic e 
111..:.eres aus em re1 . . d n Klassischerweise werden 
"""' · · · d1skut1ert wer e · 
---=nstrafrechtlichen Pnnz1p1en . ·1 h" abgehandelt21_ In der ~ . 'ff unter dem Titel „He, versuc 
lfividuelle Versuchseingn e f"" . d"1v·1duelle Heilversuche aufgezeigt, 

. II ·nen Vorgaben ur in . 
folge werden die a gerne, V tzungen bei Urteilsunfäh1gen 

. ""tzlichen orausse 
t,evor abschliessend auf die zusa . h' rw· eg genommen werden, dass 

. (4 ) E kann bereits Ier vo . 
9'gegangen wird . . s t Zulässigkeitsvoraussetzungen keinen 
es für die strafrechtlich22 relevan en . d' "duelle Therapieversuche unter 

h. d macht ob ,n ,v, 
•cheidenden Untersc ie . , . 1 ff-label" oder unter dem allgemein 

"fi h arzneimittelrechthchen T1te „o 
dem spez1 ,sc . h" untersucht werden. 
9dizinrechtlichen Gesichtspunkt „He1lversuc 

.. . . e Versuche mit Heilmitteln (VKlin) vom 17. 
19 Art 5 1·11 a der Verordnung uber klinisch ema„ss Ziff 1 6 der V vom 18. 

· · 2008) in der Fassung g · . 
l>ktober 2001 (Stand am 1. Januar . , rechun wonach die systematische . 
Aug. 2004 (AS 2004 4037); vgl. ~uc_h die ~=~~~~~eher Ve~~uch gelte (Bundesgerichtsurteil 
l,rschung am Menschen mit He1lm1tteln a_ .. ZBI 107/2006 S. 651); zum Ganze~:. 
IA.522/2004 vom 18. August 2005, ~~ :~3i~:entation des essais cliniques de medIca-
D. IPRUMONTIM.-L. 81':GUIN, La no~ve g 83 S 894 ff. 
rrients Bulletin des medecins suisses, 20021 ' · . . d 

, . nicht-zu elassener Heilm1tlel in er 
20 vgl. PASCAL LAcHENMEIER,. Die Anwen~u:~t in dies2m Band. 
1-bstherapie nach schwe1zenschem e , 
21 Schönke/Schröder-EsER (Fn. 7), § 223 N 50a. 

. d Z lassungs- Bewilligungs- und 
22 Die verwaltungsrechtilchen Mel _e-, u . . en) deren Versäumnis auch 

~

mmungsvorschriften (z.B. Ethikkommiss:~ 
86

' Abs. 1 lit. g Heilmittelgesetz; vgl. auch 
rechtliche Folgen haben kann (vgl. insb. h.Art 

9 
Abs 4 Heilmittelgesetz), werden 

. · ~u~n~ • · illigungspflicht bei compassiona 
egend ausgeklammert. 
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Eine explizite gesetzliche Regelung des Heilversuchs besteht in der 

nicht. Im Vorentwurf zum Humanforschungsgesetz wurde daraut v 

"experimentelle Einzelfallinterventionen" oder "Heilversuche" den Vorscti 

die Forschungseingriffe beim Menschen zu unterstellen23. Dies wurde zu 

kritisiert
24

. Die in den ErläuterungenangegebeneBegr,ündung, wonach Heilv 

auf das individuelle Wohl und nicht auf die Generierung wissenscha 

gemeinnütziger Erkenntnisseziele, geht an der Sache vorbei. Ob einem Hel 

nur ein „Helfenwollen" oder auch ein „Wissenwollen"2.5 zugrunde liegt, ist ni 

praktisch kaum überprüfbar, dieses die subjektive Einstellung des Eirng , 
betreffende Kriterium ist im Hinblick auf die zu schützenden lnteress4II 

belanglos. Ein Heilversuch sollte nicht deshalb strengeren Kriterien wnte 
weil der eingreifende Arzt daraus möglicherweise der Forschung di 

Erkenntnisse gewinnen könnte, sondern weil der Eingriff mangels Etabliert 

Methode mit höheren Risiken für den Patienten verbunden ist. Wie verfehlt 
Heilversuche der normalen Behandlung und somit der ärztlichen Therapi 

zuzuordnen, lässt sich an der sog .• Neulandbehandlung"26 aufzeigen. Wi 

chirurgische Technik oder ein neues Therapiekonzept in der Krebsbeh 

zum aller ersten Mal eingesetzt, geschieht dies meist (noch) nicht im Ra 

einer kontrollierten Studie. Vielmehr sollen dabei therapeutisches Ne 

ausgelotet und allenfalls Hypothesen für eine spätere kontrollierte Vergleich 

generiert werden. Es liegt aber auf der Hand, dass solche NeulandeinQrili 

nur weit über normale Behandlungen hinausgehen, sondern auch mit hö 

Risiken verbunden sind als Versuche im Rahmen einer bereits fortgesch · 

klinischen Therapiestudie. Vieles spricht daher dafür, sich bei der Fest189W1 

Voraussetzungen für individuelle Heilversuche an den Vorschriften für kont 

klinische Versuche zu orientieren. Dies lässt sich auch am hier diskutiertell ~ 
aufzeigen. Die Behandlung des Rektumkarzinoms wurde hinsichtlich der Dosi 

und des (präoperativen) Heilmitteleinsatzes exakt an das Therapiek 

aus der grossangelegten deutschen Studie angepasst. Es ist deshalb 

konsequent, individuelle und systematische Behandlungsversuche den glei 

Einschränkungen zu unterwerfen. Bei genauerer Betrachtung ist eine kliniscft 
Studie nichts anderes als eine Reihe individueller Heilversuche unter kontrolli 
Bedingungen21• 

23 

vgl. Erläuternden Bericht vom Februar 2006 zum Vorentwurf des Bundesgesetzes über 
die Forschung am Menschen [Humanforschungsgesetz, HFG], publiziert: www.bag.adnll eh, S. 15; 
24 

Eingehende Kritik bei MoN1KA GATTIKER, das Humanforschungsgesetz (HFG): ein 
Gesetzesentwurf mit Lücken, AJP 2006, S. 1535 ff. 
25 

Begriffe von HELMCHEN/BöcKLE/EsER, Humanexperiment/Heilversuch, in: Eser, A. et af. 
(Hrsg.), Lexikon Medizin Ethik Recht, Freiburg i.Br. etc. 1989, S. 490; vgl. auch HART (Fn 
10), MedR 1998 S. 9. 
26 

DANIEL BussMANN, Die strafrechtliche Beurteilung von ärztlichen Heileingriffen, Winterthi.il 1984, S. 8. 
27 

MARc THOMMEN, Medizinische Eingriffe an Urteilsunfähigen und die Einwilligung der 
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.. htl·1chenzg sowie standesrechtlichen3o r hen28 volkerrec 31 
ieeinfach~esetz ic ~u den klinischen (Heilmittel-)versuchen 
d übereinkommen. tl' hen drei Eingriffsvoraussetzungen 

· h im Wesen 1c . 
dann lassen sie .. . enn erstens etablierte Therapien 

, · d nur zulass1g, w • ·k He·11versuche sin . t· ) zweitens eine R1s1 o-n ·d· 't""t" ultima ra 10 , 
. versagt haben (Subs1 ian a , heinen lässt (subjektive 

oder eh als vertretbar ersc . 
....... ägung den Versu . f end über die ersten beiden 
III"" n drittens um ass 

):u und die Versuchsperso t· n aufgeklärt wurde und 
n · R' •k und Alterna 1ve , 
~besondere die 1s1 en ohl für die Behandelnden als auch 

~h Jingewilligt hat33. IF~~ne; :~:~i:::it bestehen, den experimentellen 

ndelten die {faku ta ive Üb rprüfung und Zustimmung zu 
. bhängigen Instanz zur e 

einer una 1 2004 
d r stellvertretenden Einwilligung, Base , - ~!ne strafrechtliche Analyse e 

m.w.H. Menschen im Allgemeinen vgl. Art. 8 
·1 ittelgesetz; zur Forschung am . den erläuternden Bericht dazu 

i3 ff. He~~s zum Humanforschungsg~se~ ~:~a: Forschung am Menschen). 
a,rentw f . www bag.admin.c , . ht 

nde Ookumenta ion. . . unterzeichneten, aber noch nie .. 

. ~ 1;!,!~::~:!~:,::t~~:'c~::=::~:: :~::.::~~:~:,·~:~ r:;;·r 
ot ~~!(~~~ ~;!,;i;~:~;~~~::~,:~:ts~:~;:~;:~~h:::::;~~~od 

'9g_ard to the /~o. 164) and explanatory rep?rt sowie an Rights and Biomedicine, 
~einet (C!!ditional Protocol to the Convent1on on2~~05· CETS No.: 195, and . 
1chne e . h Strasbourg, January , ' 

min Biomed1cal Researc . ·nt) 

ato~ report (http://conventions.coe.1 . Harmonisation' (ICH) vom Mai. 

Siehe die Richtlinien der 'lnter~at!on~a~~n~~r~~~ekl~~ischen Versuc~~n mit~=~~~-

~ii:f o!:S~~=l~~~~~~~E::O;~~T::::1~;ir.s:~;~;:;~;:;r 
c:s~ ~~~::{i~Oiu~:~~eenarb~it mit der ~e:~e~~~~ae~~s:~~:~~: 1~nd überar~eitete 

itei'wurden (publiziert: ~ 1c~~~~z:>;:ltärztebundes über Ethi:)c~o~~~n:::!:n 
ration von Helsinki vom un ( ubliziert: www.wma.ne . . . 

die medizinische Fors~hung amdMe;~~':;z ~ie Standesregeln der Schw~~:~~chen 
nationaler Ebene gemessen_ in er ft n (SAMW}. Diese hat am 5._ J_um . 

emie der medizinischen W1ssenscha e Menschen erlassen, publiziert auf. www. 
a....,inien zu Forschungsunter_~uchun~tennga7m8/1997 S. 1585 ff. ..-,u . • h Arzteze1 u ' ...... eh· vgl. Schwe1zensc e für 
•""· ' . . .. . tzlichen Grundlagen . . d 
31 Für eine umfassende Übersicht uber die ge~eedizinische Forschung mit Kinder~ un 

Eungseingriffe vgl. F~AN~lsKA SP~~;::hem, europäischem und internat1ona em 
dlichen nach schwe1zenschem, 

Berlin/Heidelberg 2007, S. 83 ff. . lt· ratio so spricht man 
h ftl' h plausible u 1ma • . . 

321st ein Versuchseingriff wisse~sc a ic els Vergleichsparametern ein obJekt1~e~ . ehe 
~ 'subjektiver Indikation', da sich n:1:nrTff nicht fällen lässt, vgl. THOMMEN, Med1z1rns 
atlkationsurteil '.""ie b~i~ S!andar~;1 t 

37 
und 54 m.w.H. 

lin9riffe an Urte1lsunfah1gen (Fn. }, F 9) Medizinrecht, 4. Aufl., N 
. S 89 ff · DEUTSCH ( n. • N s-33 IUSSMANN (Fn,26 }, Heileingnffen, . § 223 N 50a· HANS-ULLRICH PAEFFGE~, omo 

539 ff.; Schönke/Schröder-EsER (Fn. 7§) 228 N 87; T~oMMEN, Medizini~~he Emgnff~e~~etzten 

Frmentar Strafgesetzbuch, 2. Aufl., PPE WE1ssENBERGER, Die Einwilligung des 
lsunfähigen (Fn. 27), S. 37 ff.; PHIL;

57 
ff 

Delikten gegen Leib und Leben, S. · 
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unterbreiten
34

, In Bezug auf die Einwilligung steigen die Anforderunge 
E. 'ff fkl" · l'I an 
. 1~gn ~au a~ung proportional zu den Eingriffsrisiken an. Je unerprob._ 

ns1kore1cher die Methode, desto akribischer ist der Patient zu informier 
't"b d U 80.D 1s u er en mstand, dass es sich um eine experimentelle Methode ha 
ebenso zu informie~en, wie über allfällige Behandlungsalternativen. zusätzi 
Probleme stellen sich, wenn der Proband nicht selber über Vornah 

. 1 ~ 
expenmentel en Behandlung entscheiden kann. Die Einwilligungsvorausse 

bei Versuchseingriffen an Urteilsunfähigen sind abschliessend zu disku. 

4. Experimentelle Heilmitteltherapie mit Urteilsunfähigen 

4.1 Zulässigkeitsvoraussetzungen 

Wie erwähnt, lassen sich die gesetzlichen Vorschriften zu klini 

Heilmittelversuchen auf individuelle Versuchseingriffe ausserhalb systemati 

Vergleichsstudien anwenden. Das gleiche gilt für die zusätzlichen Einschränk 

bei Heilmittelversuchen mit Urteilsunfähigen. Obwohl auch Art. 55 HMG 

s~stem~_tische Versuchsreihen zugeschnitten ist, lassen sich die dort statuiertll 
Einschrankungen ebenfalls auf individuelle Versuchseingriffe übertragen. Naclt 
dieser Bestimmung müssen die gesetzlichen Vertreter der Versuchsperslll 

aufgeklärt worden sein und ihre Zustimmung erteilt haben (Abs. 1 fit. b). EI 
dürfen keine Anzeichen für eine Verweigerung der Versuchsteilnahme dun~ 

den ~rteilsunf~hi~en bestehen (Abs. 1 lit. d)35. Noch engeren Voraussetzwll 

u~terhegen He'.lm1ttelversuchean Urteilsunfähigenohne unmittelbaren Nutzen(slll 

nichttherapeutische oder rein fremdnützige Heilmittelforschung). Als solche ge1t91 
zum Beispiel reine Verträglichkeitstest mit neuen Substanzen. Diese Versuclli 

müssen, zusätzlich zu den bereits genannten Voraussetzungen, Erkenntnitll 

erwarten lassen, die den betroffenen Versuchspersonen, anderen Persontl 

derselben Altersklasse oder Personen, die an der gleichen Krankheit leiden oder 
dieselben Merkmale aufweisen, langfristig einen Nutzen bringen (sog. indire~ 

oder Gruppennutzen; Abs. 2 lit. a). Nach der „minimal risk and burden" Klausel von 
Art. 55 Abs. 2 lit. b HMG dürfen die von den urteilsunfähigen Versuchspersalll 

auf sich zu nehmenden Risiken und Unannehmlichkeiten nur geringfügig sein. 
Die heilmittelgesetzlichen Vorschriften zur therapeutischen (Art. 54 und 55 Abs. 

1 HMG) und nichttherapeutischen (Art. 55 Abs. 2 HMG) Forschung wurden vom 

34 
GATTIKER (Fn. 24), AJP 2006, S. 1538 ff. 

35 
Zu diesem "Eingriffsveto" Urteilsunfähiger nach Art. 55 Abs. 1 lit. d HMG s. THoMMEI 

Medizinische Eingriffe an Urteilsunfähigen (Fn. 27), s. 40. Zum Ganzen l<NUT AMEL~ 
Vetorechte beschränkt Einwilligungsfähiger in Grenzbereichen medizinischer lnterventictl 
Vortrag gehalten vor der Juristischen Gesellschaft zu Berlin am 22. Februar 1995, Bertiit 
New York 1995, S. 14 ff.; G10EoN KoREN, lnformed, Consent in Pediatric Research, in: Koren. 
G. (Ed.) Textbook of Ethics in Pediatric Research, Malabar (USA) 1993, S. 3 ff.; Joc~ 
TAUPITZ, Forschung mit Kindern, JZ [2003] 109 ff.; SoNJA RorHARMEL./GABRIELE WoLFsLAsr!JJIII 
MrcHAEL FEGERT, lnformed Consent, ein kinderfeindliches Konzept? MedR [1999] 293 ff. 
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. hen Gesetzgeber im Wesentlichen aus Art. 16 und 17 der „Biomedizin-
jzensc . . 
üOn'' übernommen36 • Trotz intensiver Kontroversen insb~sondere_ um d1~ 

~ ad fremdnützige Forschung an Urteilsunfähigen hat die Schweiz damit 
dntt- er .. . . 

h die Konvention festgeschriebenen volkerrechthchen M1ndesstandard 
dendurc . . . . 

Ohne den Streit an dieser Stelle Im Einzelnen wiederzugeben, zielt 

ncmt_rneKn. rn darauf dass der Einbezug Urteilsunfähiger in Forschungseingriffe, 
)(ritik Im e ' . . 

'h n nur Risiken und keinen direkten Nutzen bringen, diese zum blassen 
el ne . . 
stand für Erkenntnis- und Gesundheitsinteressen Dritter macht und sie damit 

u chenwürde verletzt37• Ein gewichtiges Gegenargument ist, dass der t,rer tv,ens 
luss urteilsunfähiger von der nichttherapeutischen Grundlagenforschung 

c~onders schutzbedürftige Personengruppe im Ergebnis diskriminiert, 

. d ·It von der Teilnahme am medizinischen Fortschritt ausgeschlossen ·1 sie am 
11Jird38• Die aufgrund mangelnder Grundlagenfo_rschungser~enntnisse feh_lende 

lllassung zahlreicher Medikamente und Therap1ev~_rfahren in~_besondere _'.n der 

ltdiatrie ist ein beredter Beweis für diese Benachteiligung. Er fuhrte zur Pragun_g 

der Begriffe ,therapeutische Waisen' oder ,Therapie-Waisen'39 (.therapeut1c 

~ans')4• für die vom therapeutischen Fortschritt _ausgeschlos~enen Personen. 

"""' Therapieverwaisungsdilemma' dürfte letztlich dazu gefuhrt haben, dass .,,.,ses , 
die rein drittnützige Forschung an Urteilsunfähigen entgegen allen Bedenken in 

ti9ster Zeit in ausgedehntem Masse zugelassen wurde41 . Für den vorliegenden 

36 Vgl. das von der Schweiz am 7. Mai 19?9 un~e'.2eichnete, aber n?~h ~ic_ht ratifizierte 
9treinkommen über Menschenrechte und B1omedIzin; auf deutsch pubhzIert In. Bund~sblatt 
~I) 2002 s. 340 ff.; dazu Botschaft d~s Bundes'.at~s, 881 2002 S. 31_4 ff.;_ Ong1nal: 
a,wention for the protection of Human R1ghts and _d1gn1ty of the hu~an being "'.'1th re~ard 
kl the application of biology and medicine: Convent10~ on_ Hu~an R1ghts and B1omed1c1ne 
ICETS No. 164) and explanatory report (http://convent1ons.coe.1nt). 

37 ltusammenfassende Darstellung der Kritik bei THoMMEN, Medizinische Eingriffe 
an ~ilsunfähigen (Fn. 27), § 11, S. 45 ff.; KuRT SEELMANN, Drittnützige Forschung 

811 IJnwiiligungsunfähigen, in: Donatsch, A. et al., Strafrecht, S~ra~~'.ozessrecht und 
llnschenrechte; Festschrift für Stefan Trechsel zum 65. Geburtstag, Zunch 2002, S. 569 

•• 
38 E. WEBB, Discrimination against Children, Archives of Disease in Childhood (ADC online) 
2004, S. 805. 
39 PETER KLEIST/HANS SröTTER, Die Entwicklung von Kinderarzneimitteln: Es tut sich etwas!, 
9,weizerische Ärztezeitung (SAeZ) 2007, S. 802; SAeZ 2007, S. 383; 8AROUKH M. AssAEL, 
a,irapeutic Orphan: European Perspective, Pediatrics 104/1999 S. 591 f.; JoHN T. W1LsoN, 
An Update on the Therapeutic Orphan, Pediatrics 104/1999 S. 585-590. 
40 Von der therapeutischen Verwaisung als Folge restriktiver Forsc~ungsvorschrifte_n für 
lleilmittel zu unterscheiden, ist das Problem der sog. ,orphan drugs. Letzteres betn~ 
die wegen mangelnder Wirtschaftlichkeit vernachlässigte Entwicklung von Therapeutika 
für seltene Krankheiten. Die Probleme können sich auch überschneiden; vgl. N1KoLAs 
l!JRcHLER, Heilmittel für seltene Krankheiten Sc~lüssel zu_ w!rksa~er Regulierung in_ der 
JchweizAJP 2002 s. 883-893. In der Schweiz sind Arzne1m1ttel fur seltene Krankheiten 
durch ein vereinfachtes Zulassungsverfahren privilegiert (Art. 14 lit. f HMG); vgl. ScHM10/ 
iiuMNN, Basler Kommentar Heilmittelgesetz, Art. 14 N 14; VGL FRANK T. PETERMANN, 
Jr!Label - Rechtliche Betrachtungen zum Offlabel Use von Pharmazeutika, in: H~alth 
lsurance Liability Law (Hili), 2007, Fachartikel Nr. 2, S. 2; vgl. au~h Sw1s~ME01c, Kinder und 
lzoeimittel: Situation heute, Faktenblatt, Bern 2007 (auf www.sw1ssmed1c.ch). 

•! Vgl. hierzu insbesondere Art. 18 f. des Vorentwurfs vom 1. Februar 2006 zu einem 

241 



Fall können die zusätzlichen Voraussetzungen für nichttherapeutische \re 

ausgeblendet werden, zumal mit der experimentellen Krebsbehandlung 1Jn 

ein unmittelbarer Therapienutzen angestrebt wurde. 

4.2 Stellvertretende Einwilligung 

Der der wesentliche Unterschied gegenüber Versuchseingriffen an Urteilst 

besteht somit darin, dass bei Urteilsunfähigen die gesetzlichen Vertreter ans 

der Versuchspersonen aufzuklären sind und ihre Zustimmung zu erteilen ha 

Während sich urteilsfähige Personen in freiverantwortlicher Entscheidung für 

gegen eine unter Umständen gefährliche Versuchsteilnahme entscheiden kön 

sind urteilsunfähige Personen zu einersolchen selbstverantwortlichen Entsche· 

gerade nicht in der Lage. Für sie entscheidet ihr Vertreter. Der ,normalen' Einwilli 

liegt der Gedanke der Selbstbestimmung, der stellvertretenden Einwifli 

hingegen eine Fremdbestimmung zugrunde. Die Einwilligungskamp 

der Vertreter sind daher bedeutend eingeschränkter als diejenigen der Be!rQA 
fenen selbst4

2
. Die Vertreter können nicht einfach frei entscheiden aufgrund ih11r 

Vertreterstellung. Sie haben sich vielmehr am gesundheitlichen Wohl43 resp. 

an früher geäusserten Wünschen des Vertretenen zu orientieren. Dabei ist zu 
unterscheiden zwischen Personen, die nie urteilsfähig waren (ursprüngl. 

oder genuine Urteilsunfähigkeit'4) und solchen, die eine einmal vorhandali 
Urteilsfähigkeit verloren haben (nachträgliche oder erworbene Urteilsunfähigkelll 

Diese Unterscheidung setzt die Massstäbe für die Vertreterentscheidung. Währe,t 

die Vertreter genuin Urteilsunfähiger ausschliesslich das Wohl des Vertretenen zu 

wahren haben (sog. best interest principle), muss bei nachträglich eingetretenl 
Urteilsunfähigkeit danach gefragt werden, was der Betroffene gewollt hätte. Nach 

dem sog. ,substitutedjudgement principle' ist sein mutmasslicherWille zu eruieren1 

Diese medizinethischen Eingriffsmaximen sind in der Biomedizinkonventll 

völkerrechtlich festgeschrieben. Art. 6 Biomedizinkonvention bestimmt, dass bei 

einer einwilligungsunfähigen Person eine Intervention nur zu ihrem unmittelbardll 

Nutzen erfolgen darf. Nach Art. 9 sind bei einem Patienten, der im Eingriffszeitpunl) 

seinen Willen nicht äussern kann, die Wünsche zu berücksichtigen, die er früher 

Bundesgesetz über die Forschung am Menschen (Humanforschungsgesetz, HFG); dvlli 
Vorentwurf vom 1. Februar 2006zueinem Verfassungsartikel über die Forschung am Menschll 
(Art. 118a BV) sowie nunmehr nach umfassender Kritik im Vernehmlassungsverfahren den 
Entwurf Verfassungsartikel über die Forschung am Menschen und die Botschaft dazu, welche 
12. September 2007 dem Parlament überwiesen wurden (umfassende Dokumentationi 
www.bag.admin.ch Thema: Forschung am Menschen). Zur Kritik: GATTIKER (Fn. 24), AJP 
2006, S. 1535 ff. 
42 

THOMMEN, Medizinische Eingriffe an Urteils unfähigen (Fn. 27), § 11, S. 109 ff. 
43 

Für die Eltern: Art. 301 Abs. 1 ZGB (Kindswohlmaxime); für den Vormund: Art. 367 Abs. 
1 ZGB. 
44 

Z.B. Kleinkinder oder seit Geburt geistig schwer behinderte Menschen. 
45 

Z.B. Demenzkranke oder bewusstlose Erwachsene. 
46 

Zu diesen Prinzipien eingehend ALLEN E. BucHANANIDAN W. BRocK, Deciding for Others -
The Ethics of Surrogate Decision Making, Cambridge (UK) 1998 (first published:1990). 
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.. rt hatte Zusätzliche Probleme bereitet der praktisch 
blick hierauf geausse . rt ·1 f""h"1ge Person für den Fall ihrer 

d ·ne ehemals u eI s a 
rt seltene Fall, ass e1 A . gen in einer Patientenverfügung . gt und nweIsun 

ntähigke1t vorgesor . b" den die Vertreter nach dem „advanced s lche Anweisungen in 
halten hat. o d"1esen prinzipiellen Überlegungen zur . 1 •47 Abgesehen von . h 
. e princtp e . Vertretern ist in praktisc er . . r kompetenzen von 

ite der Einw1I igungs . . ·11· ungsberechtigten Vertreter sind. 
. l'ach bereits unklar, wer die einwI ig ;cht v1e, 

"3 ~llfigungsberechtigte Personen 

angen wird, dass . d Untersuchung davon ausgeg 
.....,,n für die vorliegen e lbst über die bevorstehende .. .,,. . h ·n der Lage war, se 
.a;.. Patientin nicht me r I llt . h d"1e Frage wer an ihrer Stelle ""' h "d 4a dann ste sIc • 
.._therapie zu entsc e1 en ' hl "hren Ehemann für zuständig zu ~ 1 1 ·1iv ist man versuc ' 1 . 
..._cheiden konnte. n u1 d" ·nrechtlichen Literatur die Ansicht 911 . · d · d r älteren me 121 
lkJären. Verbreitet wir ___ in ~ich! zur Einwilligung berechtigt sind4s_ Ausm~_ss 
..__.,eten, dass Angehonge . . . . d de lege lata wenig geklart. •u h"" ·geneinw1lligung sin 
Und Zulässigkeit der Ange an . den gesetzlichen Vertretern. 

. d" E"ngriffszustImmung 
.._ __ dsätzlich obliegt ie I ertreten durch ihre Eltern. 
-"'' . d n Gesetzes wegen v . 
.__itsunfähige Kinder wer en vo . . . k ·ne Probleme. Verliert jedoch eine ~ . h ·· · eneinw1lhgung ei 
tisofern bereitet die Ange ong .. . . f hlt orerst einmal ein gesetzlicher 

50 "h Urteilsunfah1gke1t, so e v 
lwachsene Person I re K k b"natspartner keine gesetzliche 

h I d r Ehe- oder an u i 
lfertreter. Insbesondere a e h ltenden zivilrechtlichen Regelung sind 
a.ri ht. 51 Nach der noc ge . . 

retungsberec igung . reifen Bei voraussichtlich 
h fit" he Massnahmen zu erg . 

in diesem Fall vormundsc a ic .. d" s·verfahren einzuleiten, bei blass . .. • k ·1 · t ein Entmun Igung 
k-uernder Urte1lsunfah1g e1 is II s·1gke·1t) eine Beistandschaft 
IIJtl . r·h· k ·t (z B Bewuss o _ 
~bergehender Urte1lsun a ig e1 . . . d" E" griffszustimmung durch die 

• d n Fällen 1st Ie in . 
ltinzurichten. In dringen e . dschaflliche Regelung hat bei 
M,rmundschaftsbehörde zu erteilen52_ Eine vormun 

. . for Others (Fn. 46), S. 95; THOMMEN, 
47 Dazu BucHANAN'..B~ocK, Dec~~~;u den Patientenverfügungen vgl. 
Medizinische Eingriffe an Urteilsunfah1gen, S. 1 , 

sogleich unten Ziff. 4.4. . . tion e enüber dem gerichtlich . 
48 Dies ist eine Sachverhaltsmod!f1k~ 1 g g Behandlungsbeginn soweit 
entschiedenen Fall. Eine Urteilsunfähigkeit d)er Pat1ent1n ag zu 

. . ( 1 Urteil 68 646/2007 . 
ersichtlich nicht vor vg · - . g bei der Einwilligung in 
49 vgl. BERND Roo1GER KERN, Fremdbest1mmun 

. . .ff NJW 1994 S 753 ff, 759. 
ärztliche Eingn e, · . b . 

18 
Jahren, Art. 14 ZGB. 

50 Das Mündigkeitsalter liegt in der Schweiz eI . 

b fugnisse der Ehepartner in 
51 Art. 166 ZGB über die Vertretungs e tzl"che Vertretung und lässt sich 

·· d t keine umfassende gese I E" iffen Alltagsangelegenheiten begrun e . ht uf Zustimmungen zu medizinischen_ ingr 
daher nach h L. und Rechtsprechung nicJ a_ 2006 zur Änderung des Schweizerischen 
anwenden V~I auch Botschaft vom 28. uni recht Kindesrecht), 881 2006, 7001 ff., 

· · h enschutz Personen , Zivilgesetzbuches (Erwac sen ' 

7013. Die medizinisch-therapeutische 
52 Art. 386 Abs. 1 ZG~; :~~~t:s d~~

I
~:tenden Rechtslage unter 

Behandlung und Zwangsmassnahmen im 
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lange andauernder Urteilsunfähigkeit den Vorteil, dass die Vertretungsve 

klar und Interessenkonflikte ausgeschlossen sind. Als Vertreter können auch 

Angehörige bestellt werden. Bei der Auswahl des Vormunds sind Wün 

zu Mündels zu berücksichtigen53
• Wirklich kontrovers sind die Einwilligun 

Angehöriger vor allem dort, wo im Notfall die Zeit zur formellen Eins 

eines Vertreters nicht mehr ausreicht. Zwei unterschiedliche Lösungen 

vorgeschlagen. Nach einem älteren Bundesgerichtsentscheid54 sowie nach 

der Biomedizinkonvention dürfen Ärzte in Notfallsituationen alleine entsc 

und allenfalls Angehörige beiziehen, um den mutmasslichen Patienten 

eruieren. Andererseits soll in dringenden Fällen die Eingriffszustimmung durc:11 
Vormundschaftsbehörde erteilt werden können 55 • 

Keine dieser beiden Lösungen vermag zu überzeugen. Die erste Lösu 

ärztlichen Alleinentscheidungsrechts ist mit der Grundidee der VertretereinWi 

unvereinbar. Die Einwilligung ist aus rechtlicher Sicht das Kernstück des mode 

Arzt - Patienten Verhältnisses. War dieses früher von zuweilen paternalistislll 
Fürsorge des Arztes für den Patienten geprägt, so steht der Patient nq 

heutigem Verständnis als autonome Person mit dem Arzt auf Augenhöhe. Nicft 
der Arzt entscheidet für den Patienten, sondern der Patient - nach umfassenll 
Aufklärung - in Selbstverantwortung für sich. Fehlt einem Patienten die Fähig~ 

zu selbstverantwortlicher Entscheidung, so geht die Entscheidungsmacht nichl 

einfach zurück an den Arzt, sondern über an einen als „Treuhänder" agierendli 
Vertreter des Betroffenen. Der Sinn der Einwilligung durch den Vertreter besteill 
darin, Eingriffsentscheid und Eingriffsvornahme personell zu trennen56• Ein 
Alleinentscheidungsrecht der Arzte wäre insofern ein Rückschritt in ein eins4 
bestimmtes Therapieverhältnis. 

Die zweite Lösung der behördlichen Entscheidkompetenz dürfte mit dem 

Subsidiaritätsprinzip im Vormundschaftsrecht unvereinbar sein. Der Staat 

sollte nur fürsorgerisch eingreifen, wenn und soweit private Fürsorge fehlt 

oder versagt. Hinzu kommen die erwähnten inhaltlichen Einschränkungen der 

Vertretereinwilligung. Hat die Vormundschaftsbehörde im Notfall für eine ehemall 
urteilsfähige erwachsene Person eine Eingriffszustimmung zu erteilen, muss sie 

sich gemäss dem ,substituted judgement principle' am mutmasslichen Willen des 

besonderer Berücksichtigung von vormundschaftlichen Fragestellungen, ZVW [2001] 225 ff. 
53 Art. 381 ZGB. 
54 

Vgl. BGE 114 la 350, 361 ff.; mit Recht kritisch dazu OuvlER Gu1LL00, Patient incapable et 
consentement au traitement, Plädoyer (1989) Nr. 3 S. 51f. 
55 

Art. 386 Abs. 1 ZGB; GEISER, (Fn 52) ZVW [2001] 225 ff. 
56 

Botschaft Biomedizin-Konvention [Fn. 36], BBI [2002] 271, 297; CHARLY GAuL, Kann 
Autonomie Jremdvertreten" werden? EthikMed [2002] 160, 161; FLORIAN WöLK, Der 
minderjährige Patient in der ärztlichen Behandlung, MedR [2001], S. 80; THoMMEN, 
Medizinische Eingriffe an Urteilsunfähigen (Fn. 27), S. 125. 

244 

. . ren. Sofern sie den Betroffenen nicht persönlic~ kennt, ~~~mt 
ntef11 or1ent1e E . ng des mutmasslichen Willens die Angehangen 

m herum zur ru1eru h lb 
11,Jcht daru , . M kann sich daher mit Recht fragen, wes a "' zu konsultieren. an „ d 
.. troffe~en . ht on Anfang an für einwilligungszuständig erklart wer en. ~hörigen nie v 

. .. ber der Angehörigeneinwilligung steckt die Skepsis gegenu . .. . hf 
ter der s nur esetzliche Vertreter gültig einwilligen kennen. R1c ig 

rstellung, das ~ tzl"che Vertretung besteht (Eltern; Vormund), 
d solange eme gese i . h 

n ist, ass . .. b htigt sind Fehlt ein gesetzhc er . Vertreter emw1lhgungs erec . 
är diese .. . . ·11· ng 1·edoch nicht ausgeschlossen. . t eine AngehongenemwI igu . . 

ter, is . d Vertretereinwilligung ergibt sich nicht 
flechtfertigungswirkung er d Inhalt der 

l)le etzlichkeit der Vertreterstellung, sondern aus em . 
s der Ges . V, d hat nicht freie Hand aufgrund seiner klärungs7_ Auch ein ormun d 

terer II Er hat die Gesundheitsinteressen seines Mündels zu wahren un 
terste ung. .. h lt Wenn es jedoch nicht auf die formelle en frühere Wunsche zu a en. 

sich an dess d f den Inhalt der Vertreterentscheidung ankommen 
~terstellung son ern au . f weshalb dann für die Rechtfertigung 

„ t sich legitimerweise ragen, . h 
soll, so lass h auf eine Vetretereinwilligung abgestellt wird. Könnte nicht emfac 
laemaupt noc . .. te darauf hin überprüft werden, ob er dem Wohl 
der ~ingriffsentsche1d de~ Arz t . ht Die Antwort darauf liegt im bereits 

lid!oder w;e~d:~i~ :::1:::~ Pea~i:~;~cn ~eziehung. Mit der ,informed consent'­
lffluterten a . .. d werden Indem man 
Doktrin sollte die ärztliche _A_ll~inentsch~1d~;g ~~:rw~:s::menden. Willen des 

die Rechtmässi-~k~it med1z1nis~~:n ~1:~~i~griffsentscheid aus den Händen des 
•troffenen abhang1g machte, ha_ L h bn der aufgeklärten Einwilligung 
-.. 'f d nehmen wollen. Die ganze e re v 
.,gre1 en_ en . h d Überwindung rein paternalistischer Fürsorge. Vor 
dient somit letztlich auc .. edr I rtut der stellvertretenden Einwilligung seine 
d. Hintergrund behalt as ns i t· rt 

iesem h d rch die Vertreter wird garan ie , 
'9rechtigung. Mit der lnteresse~w~hrne m~:e ~ersonell getrennt bleiben. Der 

dass Eingriffsentscheid u_~d Emgnffsv:~~:nd/oder Willens des Urteilsunfähigen 

Wertreter agiert a~~ Tre~~ander de;i: Eingriffszustimmung eines unabhängigen 

legenüber den Arzten . Indem über den Eingriff aufgeklärt werden 
Dritten eingeholt und dieser stellvertretend '"ber die Notwendigkeit 

dem Vertreter gegenu 
muss, wird der Arzt ~-ezwungen, . wird leichzeitig auch abgesichert, dass 
des Eingriffes zu erlautern. Damit g . A führt und 

d" k ·t selbst noch einmal vor ugen 
sich der Arzt die Eingriffsnotwen ig ei d d" Ärzte infolge der 

. "ff hreitet Hinzu kommt, ass ie 
nicht voreilig zum Emgn sc · 'd twortung entlastet werden. 
Jompetenzaufteilung von der alleinigen Entsche1 veran 

der Ärzteschaft nicht selten und mit Diese Kompetenzaufteilung wi rd von 

.. . (F 27) s 15 f und S. 115 ff. 57 T Medizinische Eingriffe an Urteilsunfah1gen n. ' . . 
HOMMEN, . .. . S 126 ff. 

58 THOMMEN, Medizinische Eingriffe an Urte1lsunfah1gen, (Fn. 27), . 
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einem gewissen Recht als Misstrauensvotum verstanden 59 • Während 
lt ~ a. en r~in fürsorgerischen Arzt-Patienten Verhältnis, insbesondere in d 

D1skuss1on um die Tatbestandsmässigkeit ärztlicher Eingriffeso er 
. . . . . , ZUWeiiflllll 

noch ein zu optlm1st1sches Ärztebild zugrunde entstand in dem led· 1· , 1g ich au, 
s_elbstbest'.mmungs~elange ~usgelegten ,modernen' System von Patientenrectll 
ein zu m1santroph1sches Arztebild. Im neuesten medizinethischen o· 
w·1rd d V h ·· 1t · · ·· iskllll as . er a ~1s zwischen A~t~n sowie Patienten und ihren Vertretelll 

d~sh~lb nicht . langer_ als d_uah_st1sches Gegeneinander verstanden. Der 
Eingn~sentsche1d soll vielmehr in einem kommunikativen Prozess im Sinne ein 

,negot1ated cons_ent'61 g~~äl~t werden. Die Ärztin träg_t hierzu ihr Fachwi-i 
der Vertreter seine personhchen Kenntnisse der urteilsunfähigen Person bei. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass primär die ordentlichen gesetzlichclll 

Ve~reter (Elt~rn; Vormu_nd )ei~':illig ungsbe rechtigtsind. Fehlen gesetzliche Vertrtl 
so ist den An hegen Urte1lsunfah1gerwedermitärztlichenAlleinentscheidungs~ 

noch mit behördlichen Einwilligungskompetenzen optimal gedient. In der Re 

wird man deshalb Angehörigen die Einwilligungsrechte einräumen können. ~ 
T~eu~änder der Urteilsunfähigen haben sie zusammen mit den Ärzten ein~ 

Eingriffskonsens zu finden62
• Sollten hierbei Anzeichen für Missbräuche oder 

lnteressenskonflikte auftreten, kann die Behörde immer noch regelnd eingreifei 

4.4 Eingriffe an Urteilsunfähigen im neuen Erwachsenenschutzrecht 

Der Schweizerische Gesetzgeber hat die Zeichen der Zeit erkannt und die 

Vertretung Urteilsunfähiger im Entwurf zum neuen Erwachsenenschutzrelll 

umfassend neu gestaltet63
• An erster Stelle steht hierbei die private Vorsor9' 

59 
Skeptisch gegenüber Angehörigeneinwilligung und für ärztliche Entscheidung: 

G. BossHAR~/J. PoRTMANN/A. WETTSTEIN, Vom Regen in die Traufe -Aktuelle Tendenzen 
z~r Entsche1?befugnis bei nicht urteilsfähigen Patienten im Urteil von Teilnehmern eines 
Zurcher Seniorenseminars, Schweizerische Ärztezeitung (SaeZ) 2003, s. 1061 ff. 

60 p d" . h ar~ 1g~at1sc etwa MARTIN ScHuBARTH, Kommentar zum schweizerischen Strafrecht-
Schwe1zensches Strafgesetzbuch Besonderer Teil, 1. Band: Delikte gegen Leib und Leben, 
Art. 123 StGB N 49: ,,wer den Patienten behandelt, misshandelt ihn nicht". Vgl. indes im 
Gegensatz zur Vorauflage nunmehr GüNTER STRATENWERTH/Gu100 JENNY, Schweizerisches 
Strafrecht, BT 1, 6. Auflage, Bern 2003, § 3 N 15 
61 

HARRY R. Mooov, Fro~ lnformed Consent t~ Negotiated Consent, Special 
Supplement Ge~?ntolog1st 28 (1988), 64-70; Ahnlich hebt PETER LAcK, die individuell im 
Beratungsge~pra_ch ~rstellte Patientenverfügung als Klärungs-, Selbstbestimmungs­
und Kommunikationsinstrument, Schweizeris?he Ärztezeitung (SaeZ) 2005, s. 689, die 
,prozessuale Auseinandersetzung' zwischen Ärzten und Angehörigen hervor. 
62 

Zur Angehörigeneinwilligung vgl. Loi de la Sante du Canton de Neuchatei du 6 fevrier 
1995 (800.1) _Art. 25 Abs. 2: ,,Le consentement est valablement donne par le patient 
capabl~ de d1sce~nement. En l'absence de discernement, le medecin demande l'accord 
du, representant legal, de la personne prealablement designee par le patient (represent84 
therapeut1que) ou des proches." 
63 

. Vgl. Botschaft vom 28. Juni 2006 zur Änderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuclll 
(Erwachsenenschutz, Personenrecht, Kindesrecht), BBI 2006, 7001 ff., 7025 und die 
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„rsonen sollen für den Fall ihrer Entscheidunfähigkeit vorsorgen und ihre 

~chvertreter sowie deren Kompetenzen selbstän~ig r~geln k~nnen. Na~h Art. 

des Vorentwurfs kann eine urteilsfähige Person 1n einer Pat1entenverfugung 

,~legen, welchen medizinischen M_assna~-m~n sie im Fall ihre~ Urteilsu~fä.higkeit 

..,timmt (Abs. 1 ). Sie kann auch eine naturhche Person b~ze1chnen, die 1m Fall 

r Urteilsunfähigkeit die medizinischen Massnahmen mit den behandelnden 

:en besprechen und in ihrem Namen_ entschei~en soll. ~ie kann dieser 

~rson Weisungen erteilen (Abs. 2)64
• Mit der Pat1entenverfugung und dem 

aientenvertreter sollen zwei Institute privater Vorsorge geschaffen werden, 

die staatlichen Vorsorgemassnahmen konsequent vorgehen. Die neben der 

~nlichen vorsorge zweite prinzipielle Neuer~ng im Erw~.c~sen~nschutzrecht 

~steht in der Stärkung der Vertretungsbefugnisse Angehonger, insbesondere 

der Ehegatten. Neu wird dem Ehegatten ein gesetzliches Vertetungsrecht 

lt9eräumt für den Fall, dass der Partner urteilsunfähig wird65
. Bemerkensv.:ert 

ist zudem der Entwurfsabschnitt zu den medizinischen Massnahme_~- Ist eine 

~ilsunfähige Person zu behandeln, so haben die behandelnden Arzte nach 

1.ifassender Aufklärung zusammen mit dem Vertreter des Urteilsunfähigen einen 

a.t,andlungsplan zu erstellen (Art. 377). Mit dem Hinweis auf die Besprechung 

ledizinischer Massnahmen zwischen dem Arzt und dem Patientenvertreter 

wird im Gesetzesentwurf die Idee des ,negotiated consent' konsequent 

k,rarbeitet. Sodann wird eine kaskadenartige Zuständigkeitsordnung für die 

lustimmung zu Eingriffen an Urteilsunfähigen geschaffen. Sie reicht von privat 

lezeichneten Vertretern über die ordentlichen Beistände zu nächsten und nahen 

l)igehörigen, die mit der urteilsunfähigen Person einen gemeinsamen Haushalt 

führen und ihr regelmässig und persönlich Beistand leisten66
• Zahlreiche Fragen 

sind noch ungeklärt. Was bedeutet persönlicher Beistand? Was geschieht bei 

Konflikten zwischen mehreren auf gleicher Stufe einwilligungsberechtigten 

Personen? Woraus ergibt sich der - gemäss Botschaft67 geltende - Vorrang 

lezialgesetzlicher Einwilligungsregelungen (z.B. Heilmittelgesetz)? 

ilngeklärt ist auch die Verbindlichkeit von (nicht hinreichend spezifizierten) 

l,tientenverfügungen68 . Besonders umstritten sind Patientenverfügungen 

• Art. 360 ff. des Gesetzesentwurfs zum neuen Erwachsenenschutzrecht, BBI 2006, S. 
7139 ff.; die Vorlage wird derzeit im Parlament beraten: www.parlament.ch - curia vista -

leschäftsnummer: 06.063 
64 Abgedruckt in: BBI 2006, 7142. 
65 Art. 374 des Entwurfs zum Erwachsenenschutzgesetz, BBI 2006, 7143. 

66 Zur Reihenfolge vetretungsberechtigter Personen im Detail: Art. 378 des Entwurfs zum 

.achsenenschutzgesetz, BBI 2006, 7144. 
67 Botschaft vom 28. Juni 2006 zur Änderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches 
IJwachsenenschutz, Personenrecht, Kindesrecht), BBI 2006, 7001 ff., 7014. 
68 Vgl. die umfassende Darstellung von KATHRIN REussER, Patientenwille und 

Erbebeistand, Zürich 1994, S. 141 ff.; W1LHELM UHLENBRUCK, Vorab-Einwilligung und 
l~ertretung bei der Einwilligung in einen Heileingriff, MedR [1992] 134 ff.; THOMMEN, 

ed1z1nische Eingriffe an Urteilsunfähigen (Fn. 27), S. 19 ff., 62 ff. und 116 f. 

247 



dort, wo objektiv gesundheitsgefährdende Anordnungen getroffen werden (z. 

Verweigerung von Bluttransfusionen)69
• Wenig klar ist bisher auch das Verh 

zwischen Vorsorgeauftrag und Patientenverfügung70 • Eine Patientenve 

soll in einen Vorsorgeauftrag integriert werden können71 • Andererseits 

auch in der Patientenverfügung eine Vertrauensperson für vertretungsbe 

erklärt werden 72
. Man hätte sich daher ohne Weiteres auf ein Vorsorgeinst 

beschränken können. In der Sache zu unterscheiden sind inhaltli4 

Anweisungen zu gewünschten und/oder abgelehnten Eingriffen vo~ persoi 

Verfügungen zur Delegation von Entscheidbefugnissen oder zur Uberwa 

von inhaltlichen Wünschen an einen Vertreter in Gesundheitsangelegenh 

Trotz dieser Unklarheiten ist der Entwurf wohl international wegweisel 

und setzt ein modernes Fürsorgekonzept um, welches gleicherma8111 

praxisorientiert, wie dem medizinethischen Diskussionsstand angepasst ist 

5. Zusammenfassung 

Anhand einer fatal verlaufenen Behandlung einer Krebspatientin im Rahmeti 

einer noch nicht vollends etablierten Radiochemotherapie wurden rechtlicft 

Probleme des medizinischen Standards und experimenteller HeilmitteltheraPlfl 

sowie die stellvertretende Einwilligung für Urteilsunfähige Patienten erläutett, 

Es wurde aufgezeigt, dass sich der medizinische Standard im Wesent1icil411 

durch drei Kriterien auszeichnet. Die wissenschaftliche Fundierung, die 

praktische Wirksamkeit und die professionelle Akzeptanz einer Methode. Je 

weiter sich eine Behandlung vom Standard entfernt, desto strenger werden die 

Zulässigkeitsanforderungen. Ausserhalb des Standards beginnt der Bereich des 

Experimentellen. Mangels vergleichswissenschaftlicher Absicherung sind die 

Risiken und Chancen einer Behandlung besonders gewissenhaft abzuklä~ 

Der Patient ist im Detail über die Risiken aufzuklären, insbesondere aber auch 

über den Umstand, dass eine beabsichtigte Behandlung (noch) experimentell ist. 

Soll ein noch nicht standardmässig etablierter Eingriffe an einer urteilsunfähiQ4 

Person vorgenommen werden, kommt ein zusätzlicher Akteur hinzu. Der 

Vertreter des Urteilsunfähigen hat dessen Rechte und Gesundheitsinteresstl 
treuhänderisch zu wahren. Er hat sich vom Arzt aufklären zu lassen und für den 

Urteilsunfähigen stellvertretend einzuwilligen. Bei der Vertretereinwilligung sind 

69 
THOMMEN, Medizinische Eingriffe an Urteilsunfähigen (Fn. 27), S. 31 ff. 

70 
Zum Vorentwurf, welcher noch einen Vorsorgeauftrag für medizinische Massnahmen von 

einer Patientenverfügung unterschied zu Recht kritisch MAX BAUMANN, Vorsorgeauftrag für 
medizinische Massnahmen und Patientenverfügung, Zeitschrift für Vormundschaftsweseo; 
(ZVW) 2005, S. 59 ff. 
71 

Botschaft vom 28. Juni 2006 zur Änderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches 
(Erwachsenenschutz, Personenrecht, Kindesrecht), 881 2006, 7001 ff., 7031. 
72 

Art. 370 Abs. 2 des Entwurfs zum Erwachsenenschutzgesetz, 881 2006, 7142. 
73 

So bereits BAUMANN, (Fn. 70) ZVW 2005, S. 59 ff.; s.a. THoMMEN, Medizinische Eingriffe 
an Urteilsunfähigen (Fn. 27), S. 17 ff., 62 ff. 
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Urte·11sunfähigen zu unterscheiden. Erstens solche, die nie . Gruppen von . . 
1 

i "hi waren (genuin Urteilsunfähige) und solche, die eine ein_e ehema s 
lsfa g Urteilsfähigkeit verloren haben (ehemals Urteilsfähige). Die Vertreter 

andene_l fa"h'1ger haben sich sich strikt an den Gesundheitsinteressen des 
n Urte1 sun "t r h 

Or·1entieren die Vertreter ehemals Urteilsfähiger haben zusa z ic 
tenen zu ' I' h 

. rt Wu"nsche des Betroffenen zu beachten. Fehlen gesetz ic e 
geäusse e .. . .. 1 

t<Jher ht der Eingriffsentscheid nicht einfach zuruck an die Arzte. n 
.__.reter so ge h ·· · der 
_., n ,Situationen wäre eine Einwilligungskompetenz naher Ange onger . 

l,lchedl' hen Intervention vorzuziehen. Zuletzt wurde noch aufgezeigt, das_s im ao~ ,c R ht bei medizinischen Eingriffen an Urteilsunfähigen deren private 
..,tt,gen ec h ... 
•• . den Vordergrund gestellt und die Vertretungsrechte von Ange ongen 
l,rsorge in 
9,iisunfähiger gestärkt werden. 
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